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Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 972. Sitzung des Bun-
desrates am Freitag, 23. November 20181: 

 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 9/2018 (gemeinsame 
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
1. Ansprache des Präsidenten  

 
 

 
2.  Gesetz zur Weiterentwicklung des Teilzeitrechts - Einführung einer Brückenteilzeit 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 521/18 

Drucksache 521/1/18 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht gestellt.  
Ablehnung der Entschließung in Ziffer 2 in Drs. 521/1/18.  

 
3.  Gesetz über Leistungsverbesserungen und Stabilisierung in der gesetzlichen Rentenversi-

cherung (RV-Leistungsverbesserungs- und –Stabilisierungsgesetz)  
 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 557/18 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht gestellt. 
 

4.  Gesetz zur steuerlichen Entlastung der Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher 
Regelungen (Familienentlastungsgesetz – FamEntlastG) 

 
gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG  
Drucksache 558/18 

Zustimmung zum Gesetz. 

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



 
5.  Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Inter-

net und zur Änderung weiter steuerlicher Vorschriften  
 

gemäß Artikel 105 Absatz 3, 

Artikel 107 Absatz 1 Satz 2 und 
Artikel 108 Absatz 4 Satz 1 GG  
Drucksache 559/18 
 

Zustimmung zum Gesetz. 

 

6.  Gesetz zur Beitragsentlastung der Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung 

(GKV-Versichertenentlastungsgesetz – GKV-VEG) 

 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 522/18 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht gestellt. 

 
7.  Gesetz zur Stärkung des Pflegepersonals (Pflegepersonal-Stärkungsgesetz – PpSG) 

 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 560/18 

 
Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht gestellt. Zustimmung 

zum Plenarantrag in Drs. 560/1/18.  

 
10.  Drittes Gesetz zur Änderung des Asylgesetzes 

 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 561/18 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses wurde nicht gestellt.  
 

16.  Gesetz zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren im 
Verkehrsbereich  

gemäß Artikel 87e Absatz 4 
und Absatz 5 Satz 1 GG 
Drucksache 562/18 
zu Drucksache 562/18 
 

Zustimmung zum Gesetz. Fassen der Entschließung gemäß Buchstabe B der Drs. 
562/1/18 ohne Ziffern 4-6. 
 
 

 



24.  Entwurf eines Gesetzes zur Dynamisierung der Einkommensgrenze für Minijobs und für 

Verbesserungen für Arbeitnehmer in der Gleitzone 

 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG  
Antrag des Landes Nordrhein- Westfalen 
 

Drucksache 419/18  
Drucksache 419/1/18 

 
Keine Zustuimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag.  

 
26.  Entschließung des Bundesrates – Bereitstellung der Mittel für den Pakt für den Rechts-

staat durch den Bund 

Antrag des Landes Nordrhein- 
Westfalen 

Antrag des Landes Nordrhein- 
Westfalen 

gemäß § 23 Absatz 3 i.V.m. 
§ 15 Absatz 1 GO BR 
Drucksache 322/18 
Drucksache 322/1/18 

 

Der TOP wurde abgesetzt. 

 
27.  Entschließung des Bundesrates zur Reduktion des von grenznahen Kernkraftwerken 

ausgehenden Risikos für die Bevölkerung in Deutschland 

Antrag des Landes Baden-Württem-

berg  

Drucksache 512/18 

 

Der TOP wurde abgesetzt. 

 
28.  Entschließung des Bundesrates zu Transparenz und klaren Regeln auf digitalen Märk-

ten 

Antrag des Landes 
Hessen  

Drucksache 519/18 

Drucksache 519/1/18 

   

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Drs. 519/1/18 und keine Zu-

stimmung zum Plenarantrag in Drs. 519/2/18. Keine Zustimmung zur Schlussabstimmung. 



29.  Entwurf eines Gesetzes zur fortgesetzten Beteiligung des Bundes an den 
Integrationskosten der Länder und Kommunen und zur Regelung der Folgen der 
Abfinanzierung des Fonds "Deutsche Einheit" 

 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG  
Drucksache 502/18 

Drucksache 502/1/18 
 

Stellungnahme gemäß Drs. 502/1/18 ohne Ziffern 3, 5 und 6.  
 

31.  Entwurf eines Gesetzes für schnellere Termine und bessere Versorgung (Terminservice- 
und Versorgungsgesetz – TSVG) 

 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG  
Drucksache 504/18  
Drucksache 504/1/18 

 
Stellungnahme gemäß Drs. 504/1/18 ohne die Ziffern 3, 11, 13, 18, 21, 22, 24, 25, 33, 37, 
43, 44, 51 und 53. Zustimmung zum Plenarantrag in Drs. 504/2/18. Keine Zustimmung zu 
den Plenaranträgen in Drs, 504/3/18, 504/4/18 und 504/5/18.  

 
33.  Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes (5. 

TKG-Änderungsgesetz – 5. TKGÄndG 

 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG  
Drucksache 506/18  
Drucksache 506/1/18 

 
Stellungnahme gemäß Drs. 506/1/18. Zustimmung zum Plenarantrag in Drs. 506/2/18.  

 
34. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energie-Gesetzes, des Kraft-

Wärme-Kopplungsgesetzes, des Energiewirtschaftsgesetzes und weiterer energie-

rechtlicher Vorschriften  

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG  
Drucksache 563/18 

 
Stellungnahme gemäß Drs. 563/1/18 ohne Ziffern 2, 5, 6, 22, 42, 51 und 57. Zustimmung 
zum Plenarantrag in Drs. 563/2/18. Keine Zustimmung zum Plenarantrag in Drs. 563/3/18.  

 

38.  Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Abschaffung der jahreszeitlich bedingten Zeitumstellung und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2000/84/EG 
COM(2018) 639 final; Ratsdok. 12118/18 

 
gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG  
Drucksache 443/18 

zu Drucksache 443/18  
Drucksache 443/1/18 

 
Stellungnahme gemäß Drs. 443/1/18 ohne Ziffer 2.  



40.  Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Euopäische Grenz- und Küstenwache und zur Aufhebung der Gemeinsamen Aktion 
98/700/JHA des Rates, der Verordnung (EU) Nr. 1052/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates und der Verordnung (EU) 2016/1624 des Europäischen Parlaments und des 
Rates  
COM(2018) 631 final; Ratsdok. 12143/18 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG  
Drucksache 472/18 
zu Drucksache 472/18  
Drucksache 472/1/18 

 
Stellungnahme gemäß Drs. 472/1/18 ohne Ziffer 4. Keine Zustimmung zum Plenarantrag 
in Drs. 472/2/18.  

 

41. Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal 
aufhältiger Drittstaatsangehöriger (Neufassung) 

COM(2018) 634 final; Ratsdok. 12099/18 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG  
Drucksache 473/18 
zu Drucksache 473/18 
Drucksache 473/1/18 
 

Stellungnahme gemäß Drs. 473/1/18 ohne Ziffern 1, 7, 8, 10, 12 bis 14 und 20. Keine Zu-

stimmung zum Plenarantrag in Drs. 472/2/18.  

 

42.  Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Paralments und des Rates zur 
Verhinderung der Verbreitung terroristischer Online-Inhalte  

COM(2018) 640 final; Ratsdok. 12129/18 

 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG  
Drucksache 474/18 
zu Drucksache 474/18  
Drucksache 474/1/18 

 

Stellungnahme gemäß Drs. 474/1/18 ohne Ziffern 3 bis 13, 15, 16 und 18 bis 20c.  



58.  Wahl des Vizepräsidenten des Bundesverfassungsgerichts  

 

gemäß § 9 Absatz 1 BVerfGG 
Drucksache 580/18 

 
Zustimmung zum Wahlvorschlag. 

 
59.  Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung der Bildung betrieblicher 

Interessenvertretungen für im Flugbetrieb beschäftigte Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer von Luftfahrtunternehmen  

 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Berlin, Brandenburg, Bremen, Thüringen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 576/18 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

60. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung zwecks Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit von Freifunk 

 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Schleswig-Holstein, Bremen, Hamburg, 
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Thüringen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 573/182 
 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und Zustimmung zur Einbringung beim 
Deutschen Bundestag.  

 
61.  Entwurf eines Gesetzes zum Schutz von Genossenschaften  

 
gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Brandenburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 577/18 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

62.  Entschließung des Bundesrates – Teilhabeverfahrensbericht nach Sozialgesetzbuch 
(SGB IX) Neuntes Buch Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen (§ 
41) 

 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 570/18 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 

 
 



63.  Entschließung des Bundesrates – Streichung der Importförderklausel für Arzneimittel 
im Fünften Buch Sozialgesetzbuch 

 
Antrag des Landes Brandenburg 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 578/18 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
64.  Entschließung des Bundesrates „Fahrgastrechte stärken – Entschädigungsansprüche 

der Verbraucherinnen und Verbraucher bei Verspätungen und Ausfällen im Flug- und 
Bahnverkehr automatisieren“ 

 
Antrag des Saarlandes 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 571/18 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 

65.  Wahl eines Schriftführers  

 

gemäß § 10 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 567/18 
 

Zustimmung zum Wahlvorschlag. 
 

66.  Entschließung des Bundesrates: Wirksame Unterstützung der Forstbetriebe in Folge 
klimawandelbedingter Extremwetterereignisse 

 
Antrag des Landes Rheinland-Pfalz 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 595/18 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 

                                                           
2-Wegen des Grundsatzes der Diskontinuität erneut vorgelegter Gesetzesantrag; unverändert gegenüber dem vom Bun-

desrat in der 18. Wahlperiode des Deutschen Bundestages eingebrachten Gesetzentwurf (Drucksache 107/17 (Be-

schluss)). 



Umdruck 9/2018 („Grüne Liste“) 

 

Zu den Punkten 8, 9, 11 bis 15, 17 bis 23, 25, 30, 32, 35 bis 37, 39 und 43 bis 57 der Tagesord-
nung der 972. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 23. November 2018, möge der Bundes-
rat gemäß den vorliegenden Empfehlungen und Vorschlägen beschließen: 

I. 

Zu dem Gesetz einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen:  

8.  Gesetz zur Änderung des Zensusvorbereitungsgesetzes 2021 und Zweiten 
Dopingopfer-Hilfegesetzes sowie Bundesbsoldungsgesetzes 

 
gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 523/18 

 

 
 

9.  Gesetz zu dem Vertrag vom 6. Juli 2018 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Zentralrat der Juden in Deutschland - Körperschaft des öffentlichen Rechts - zur 
Änderung des Vertrages vom 27. Januar 2003 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Zentralrat der Juden in Deutschland - Körperschaft des öffentlichen Rechts - zu-
letzt geändert durch den Vertrag vom 30. November 2011 

 
gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 524/18 

 

 
 

11.  Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/2436 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 16. Dezember 2015 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-

staaten über die Marken (Markenrechtsmodernisierungsgesetz- MaMoG) 

 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 525/18 

zu Drucksache 525/18 
 

 
 

12.  Gesetz zur Umsetzung der Marrakesch-Richtlinie über einen verbesserten Zugang zu 

urheberrechtlich geschützten Werken zugunsten von Menschen mit einer Seh- oder Lese-

behinderung 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 526/18 
zu Drucksache 526/18 



13. b) Gesetz zur Beschränkung des marinen Geo-Engineerings 

 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 528/18 

 
 

 
14.  Gesetz zur Änderung des Bundesfernstraßenmautgesetzes und zur Änderung 

weiterer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften  

 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 529/18 

 
 

 
15.  Zweites Gesetz zur Änderung des Seearbeitsgesetzes  

 
gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 530/18 

 
 

 
17.  Zweites Gesetz zur Änderung bewachungsrechtlicher Vorschriften  

 
gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 531/18 

 

 
 

18.  Gesetz zur Änderung des Akkreditierungsstellengesetzes und der Gewerbeordnung  

 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 532/18 

 
 

 
19.  Viertes Gesez zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes  

 
gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 533/18 

 

 
 

20.  Gesetz über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Sondervermögens für das 
Jahr 2019 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 2019) 

 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 534/18 

 
 

 



II. 

Den Gesetzen zuzustimmen:  

13.  
a) Gesetz zur Entschließung LP.4(8) vom 18. Oktober 2013 über die Änderung des 
Londoner Protokolls zur Regelung des Absetzens von Stoffen für Tätigkeiten der 
Meeresdüngung und andere Tätigkeiten des marinen Geo-Engineerings 

 
gemäß Artikel 84 Absatz 1 

Satz 5 und 6 GG 
Drucksache 527/18 

 
 

 
21.  Gesetz zu dem Abkommen vom 7. Dezember 2017 zwischen der Regierung der Bundes-

republik Deutschland und dem Europäischen Forstinstitut über die Errichtung eines Bü-

ros des Europäischen Forstinstituts in der Bundesrepublik Deutschland 

 
gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG  
Drucksache 537/18 

 

 
 

22.  Gesetz zu dem Abkommen vom 8. Februar 2018 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-

land und der Tunesischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 

Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

 
gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG  
Drucksache 538/18 

 
 

 
23.  Gesetz zu dem Internationalen Übereinkommen von Hongkong von 2009 über das sichere 

und umweltgerechte Recycling von Schiffen (Übereinkommen von Hongkong) 

 

gemäß Artikel 84 Absatz 1 
Satz 5 und 6 GG 
Drucksache 539/18 

 

 

 

 



III. 

Die Entschließungen zu fassen:  

25.  Entschließung des Bundesrates "Es ist normal, verschieden zu sein" 

 

Antrag der Länder Bremen, Berlin  
Drucksache 495/18 

 
 

 

IV. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben: 

30.  Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch - 

Beitragssatzanpassung 

 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG  
Drucksache 503/18 

 

 
 

35.  Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 14. August 2017 zwischen der Bundes-

republik Deutschland und der Republik Mauritius über den Luftverkehr 

 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG  
Drucksache 507/18 

 

 
 

V. 

Zu dem Gesetzentwurf die in der zitierten Empfehlungsdrucksache wiedergegebene Stellung-
nahme abzugeben: 

32. Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Umwandlungsgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG  
Drucksache 505/18 

Drucksache 505/1/18 
 

 
 



VI. 

Von den Vorlagen Kenntnis zu nehmen: 

36.  Bericht über die Situation unbegleiteter ausländischer Minderjähriger in Deutschland 

 

Drucksache 478/18 
 

 
 

37.  Bericht nach § 3 des Energieleitungsausbaugesetzes 

 

gemäß § 3 EnLAG  
Drucksache 485/18 

 

VII. 

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben oder ihnen nach Maßgabe der Empfehlungen 
zuzustimmen, die in der jeweils zitierten Empfehlungsdrucksache wiedergeben sind: 

39.  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, die Europäische 

Zentralbank, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen: 

EU-Justizbarometer 2018 

COM(2018) 364 final 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG  
Drucksache 416/18  
Drucksache 416/1/18 
 

 
 

43.  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Eine nachhaltige 

Bioökonomie für Europa - Stärkung der Verbindungen zwischen Wirtschaft, Gesellschaft 

und Umwelt  

COM(2018) 673 final 

 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG  
Drucksache 511/18  
Drucksache 511/1/18 

 
 

 
 

 



48.  Zweite Verordnung zur Änderung der AZRG-Durchführungsverordnung 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG  
Drucksache 508/18  
Drucksache 508/1/18 

 

 

VIII. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen 

44. Dritte Verordnung zur Änderung der Verwaltungskostenfeststellungsverordnung 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG  
Drucksache 486/18 
 

 
 

45.  Verordnung über maßgebende Rechengrößen der Sozialversicherung für 2019 (Sozial-

versicherungs-Rechengrößenverordnung 2019) 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG  
Drucksache 496/18 
 

 
 

46.  Siebte Verordnung zur Änderung der Sozialversicherungs- Rechnungsverordnung 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG  
Drucksache 497/18 

 

 
 

47.  Erste Verordnung zur Änderung der Neuartige Lebensmittel-Verordnung 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG  
Drucksache 498/18 

 
 

 
49.  Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/97 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 20. Januar 2016 über Versicherungsvertrieb 

 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG  
Drucksache 487/18 



50.  Fünfte Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Kommunalträger-Abrech-

nungsverwaltungsvorschrift 

 

gemäß Artikel 91e Absatz 2 und 3 GG 
i.V.m. § 48 Absatz 3 SGB II 
Drucksache 488/18 

 
 

 
51.  Zehnte Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvor-

schrift über das Rechnungswesen in der Sozialversicherung 

 

gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG  
Drucksache 499/18 

 
 

 

IX. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu beschließen: 

52.  Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds für den Beirat des Klär-
schlamm-Entschädigungsfonds 

 

gemäß § 2 Absatz 3, 5 und 6 KlärEV  
Drucksache 542/18 
Drucksache 542/1/18 

 

 
 

53.  
a) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäischen 
Union für die Arbeitsgruppe der Kommission für heterogenes Material für 
Pflanzenpopulation  

 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG  
i.V.m. Abschnitt I der Bund-Länder-  
Vereinbarung 
Drucksache 457/18  
Drucksache 457/1/18 

 
 

 
b) Benennung von Beauftragen des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäischen 
Union für die neue Generation von Arbeitsgruppen im Rahmen der Offenen Methode der 
Koordinierung zur Umsetzung des strategischen Rahmens für die europäische 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung ("ET 2020") 



(Arbeitsgruppe der Komssision "Frühkindliche Bildung und Betreuung“) 
 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG  
i.V.m. Abschnitt I der Bund-Länder-  
Vereinbarung 
Drucksache 460/18  
Drucksache 460/1/18 

 
 

 

c) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Bundesratsgremien der 
Europäischen Union für die neue Generation von Arbeitsgruppen im Rahmen der Offenen 
Methode der Koordinierung zur Umsetzung des strategischen Rahmens für die 
europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung 
("ET 2020") (Kommissionsarbeitsgruppe "Erwachsenenbildung“) 

 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG  
i.V.m. Abschnitt I der Bund-Länder-  
Vereinbarung 
Drucksache 501/18  
Drucksache 501/1/18 

 
 

 

d) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäischen 
Union für die Europass Sachverständigensgruppe der Kommission (Europass 
Adivisory Group) 

 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG  
i.V.m. Abschnitt I der Bund-Länder-  
Vereinbarung 
Drucksache 513/18  
Drucksache 513/1/18 

 
 

 
e) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäischen 
Union für die Ratsarbeitsgruppe "Zusammenarbeit in Strafsachen“ (COPEN) 

 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG  
i.V.m. Abschnitt I der Bund-Länder-  
Vereinbarung 
Drucksache 514/18  
Drucksache 514/1/18 

 
 

 
f) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäischen 
Union für die neue Generation von Arbeitsgruppen im Rahmen der Offenen Methode der 



Koordinierung zur Umsetzung des strategischen Rahmens für die europäische 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung ("ET 
2020") 

 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG  
i.V.m. Abschnitt I der Bund-Länder-  
Vereinbarung 
Drucksache 520/18  
Drucksache 520/1/18 

 
 

 
54.  Bestellung von Mitgliedern des Verwaltungsrates der Kreditanstalt für Wiederaufbau 

 

gemäß § 7 Absatz 1 Nummer 3 und 
Absatz 2 KredAnstWiAG 
Drucksache 413/18  

Drucksache 413/1/18 

 
 

 
55.  Benennung eines stellvertretenden Mitglieds des Kuratoriums der Stiftung "Haus der 

Geschichte der Bundesrepublik Deutschland“  
 

gemäß § 7 Absatz 3 des Gesetzes 
zur Errichtung einer Stiftung "Haus 
der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland" 
Drucksache 483/18 

 

 
 

56.  Vorschlag der Bundesministerien der Justiz und für Verbraucherschutz für die 
Ernennung einer Bundesanwältin beim Bundesgerichtshof 

 

gemäß § 149 GVG  
Drucksache 489/18 

 
 

 

X. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache bezeichnet sind, von einer Äußerung und einem 
Beitritt abzusehen: 

57.  Verfahren des Bundesverfassungsgericht  

Drucksache 535/18 



Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung des 
Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwirkungs-
rechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen be-
schließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Regel ge-
meinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung durch 
den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder nicht zu-
stimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsausschuss 
anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermittlungsver-
fahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes nicht zu-
stimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung des 
Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz han-
delt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". Weitere 
Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-
einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetzge-
bung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen Ge-
setzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim Deut-
schen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Entschlie-
ßung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrer Länder beschlie-
ßen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließungen sind rechtlich 
jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Länder-
interessen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommission 
direkt übermitteln. 
Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 
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f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministern, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung kann 
der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versagen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kompeten-
zen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvorschrift mit 
oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder sei-
nen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese ge-
ben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennumme-
rierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige Empfeh-
lung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese wer-
den ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfolgende in 
die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, kann 
ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt dann in der 
Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 
Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Minderheit fest. Weitere Hinweise 
zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-ple-
num/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
 
 
Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/doku-
mente/dokumente-node.html abrufbar.  
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Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 972. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/972/download/972-erlaeuterungen.pdf  abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenarpro-
tokolle-node.html abrufbar. 
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